
zichtet worden zu sein. Ebenso zog Bürckel seine Verfügung vom 2. April 1935
zur Abgabe von Ariererklärungen am 20. Mai zurück und ersetzte sie durch einen
unverfänglicheren Fragebogen, der den gleichen Zweck erfüllte, ohne eine Klage
vor dem Obersten Abstimmungsgerichtshof heraufzubeschwören29 . Doch wenn
auch nach der Entscheidung Hitlers (Runderlaß vom 10. Juli 1935) vorläufig da¬

von abgesehen werden sollte, Folgerungen aus den von den Beamten abzugeben¬
den "Erklärungen'* zu ziehen, so war es zumindest mit dem Mittel der Beurteilun¬
gen doch in das Ermessen des jeweiligen Ressort- und Behördenchefs gestellt, wel¬
cher Beamter für würdig befunden werden sollte, befördert zu werden oder eine
leitende Stellung zu bekleiden. Dies bedeutete für den jeweiligen Kandidaten vor
allem, bereits vor der Saarabstimmung eine aktive Haltung gegenüber der natio¬
nalsozialistischen Bewegung eingenommen zu haben, nicht nur durch Bezahlung
der Beiträge für die NSDAP, sondern innerhalb einer Gliederung der Partei, sprich
Tamorganisation, sich betätigt zu haben oder wesentlich an der Vorbereitung der
nationalsozialistischen Erhebung beteiligt gewesen zu sein30 .

Um die Bestimmungen der Währungsverordnung wirksam durchführen zu kön¬
nen, mußten bereits vor der endgültigen Rückkehr der Saar ins Reich die Zoll¬
grenze zwischen dem Saargebiet und Frankreich wieder aufgerichtet werden. Die
Zollhoheit Frankreichs endigte mit dem 17. Februar 1935, 24.00 Uhr; gleichzeitig
trat das Saarland wieder unter die deutsche Zollhoheit31 . Die Rechtsgrundlage

2. Die Pers.-Akte von Dr. Max Ob6 enthält eine Erklärung (v. 1.4.1935) über die arische Abstammung.
LA Saarbrücken, Best. Reichsstatthalter in der Westmark, Nr. 68, Bl. 158; ebenso von Dr. Emrich, dem
späteren Leiter des Saarpfälz. Instituts f. Landes- und Volksforschung. Der Reichsminister der Justiz
bestimmte Anfang 1936, Justizbeamte, auch an der Saar, einschließlich der Notare, die von 2 der Rasse

nach volljüdischen Großeltern abstammten, sofort zu beurlauben, falls sie bei Erlaß des Reichsbürger¬

gesetzes der jüdischen Religionsgemeinschaft angehört hatten. Sehr. d. RMdJ an den LGPräs. und
OStaatsanwalt in Saarbrücken v. 29.2.1936. LA Saarbrücken, Best. Gen.Akten LG Saarbrücken, Nr.
270, Bl. 21. Zur gehäuften Nachprüfung der arischen Abstammung Anfang 1936 (spez. zur jüd. Abst.
gern. Verf. d. Reichsk. v. 20.1.1936, III/ZII-A3). Sehr. d. Reichsk., Abt. III, v. 5.2.1936. Ebd. Best
Kreisschutamt St. Wendel, Nr. 16.

29 Zur Zurruhesetzung, Besoldung, Sonderregelung für nichtdeutsche Beamte, Ruhegeldempfänger,
Reichsdisziplinarkammer: NSZ- Rheinfront Nr. 54 v. 5.3.1935: "Das Recht für die Saarbeamten. - Ein
Kommentar zu den letzten Verordnungen". Zur Klage der Bürgermeister über den mit Rundverfügung
v. 27,4.1935 geforderten Nachweis der Abstammung bis zum Termin 5. Mai 1935 s. die Niederschrift
der Bürgermeisterdienstbesprechung v. 14.5.1935. LA Saarbrücken, Best Riegelsberg, Nr. 120/10. Zur
Ausstellung eines Erbgesundheitszeugnisses gemäß VO v. 15.9,1935 s, die Niederschrift v. 27.1.1936:
Ebd. Die Dienstordnung der AOK Saarbrücken v. 21.1.1936, gültig ab 1.1.1936, fordert klar die ari¬
sche Abstammung. Ebd., Best. IOSR 61/49.

30 Abschr. d. Sehr. d. RMdJ v. 6.9.1935. LA Saarbrücken, Best. Gen.Akten LG Saarbrücken, Nr. 187, Bl.
45. Der Runderlaß v. 10.7.1935, in: MinBlatt für die Preuß. innere Verwaltung 1935, S. 888a.
"Verordnung über die Änderung der Zollhoheit im Saargebiet": Amtsblatt der Reko 1935, Nr. 106, S.
62; als Anlage das "Abkommen über die Änderung der Zollhoheit im Saarland" v. 11.2.1935 in Rom.
Ebenso SDN JO 16, 1935, S. 464 u. S. 487ff. S.L.Z. Nr. 59 v, 1,3.1935: "Die Grenzen sind gefallen. -
Das Ende der Zollunion mit Frankreich". Zur Installation dün cordon douanier ä la ligne sud du Bassin
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